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nicht
berichtigt werden dürfte." Diese Verhandlung
su, dem gewünschten Ergebnis geführt,. Es wurde

llt, dass der Herr Landesbischof nacn/mlckkehr
einor theologischen Aussprache mit uns bereit

sei. Als Verhandlung sg^undlage wurde von uns dem Oberhirchenrat
die folgende Erläuterung unseres Schreibens an den Lande sbruderrat
vorgelegt, die auch die Grundlage für die in Aussicht gestellte i
theologische Auseinandersetzung bilden soll:

11 -.... . . Der Zweck unsres Schreibens an den Lande sbruderrat war, die
ijamml ung de r Beke nne nden Ki r ehe um Barmen in Württemberg einzuleiten.
Diesen Zweck, von dem aus alles, was wir sagten, allein zu verstehen
war, erwähnt der Erlass mit keinem Wort. Dadurch muss alles, was wir
einerseits zur Begründung für die Notwendigkeit dieser Sammlung und
andrerseits über dij Folgen dieser Sammlung für das Verhältnis von Bru-
derrat und Kirchenleitung sagten, und was nur in diesem sachlichen Zu- \
sammenhang sinnvoll war, falsch verstanden werden.
1. Die Notwendigkeit der Sammlung hatd^wir begründet a) mit der Fest"
Stellung, dass eina an Barmen gebundene geistliche Leitung in unserer
Landeskirche faktisch nicht ausgeübt wird, b) mit der 13. Verordnung des
Ministers Kerrl.

Zu. a) Was wir dber das Fehlen einer geistlichen Leitung in unse-
rer Kirche , sagten, muss verstanden werden von der theologischen Voraus-
setzung aus,' dass unsere Landeskirche die Kirche Jesu Christi in Würt-
temberg i st ,- nicht im- E lieh auf ihren Personenkreis, was schwärmerisch
wäre, sondern im B lieh auf das -von ihr bekannte und verkündigte'iEvan-*

was lutherisch isi* Sie* [soll also nicht erst Kirche Christi
werden; sie soll auch nicht \j ine .irdische Erscheinungsform der im Un-
sichtbaren verharrendem fl idealen^ Kirche seinf neben der d es dann na<-
:tür lieh beliebig, viele andere Erscheinungsformen geben könnte, sondern
sie gluabt, 'in der Sichtbarkeit ihrer Lehre, Ordnungen und Aemter die
eine heilige christliche Kirche in unsorm Land zu sein. So hat die theo-
logische Erklärung u on Barmen in Auslegung der reformatori sehen Bekennt-
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muss
dass

positiv dafür
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Die Alleinherrschaft Christi
sondern gilt als Gebot und Verhoissung heute; deshalb
gesorgt worden, dass das rcin^ Evangelium verkündigt,
Weisungen und Ermahnungen in den ihr konkret gestellten Fragen gegeben
werden, und negativ, dass aie Irrlenre in den Aemtern der Kirche nicht
geduldet und die den- Glauben der 'Gemeinte bedrohenden Einbrüche des
Wolfes in die Herde abgewehrt werden. Wir haben nie bestritten, dass
all das von unsrer Kirchenleitung je und je "auch11 getan wurde, und sie
also insofern "auch" geistlich gehandelt. Aber sie tut das nur je und
je und nur insofern , als es auf Grund ihrer Deutung 'der jeweiligen Um-
stände "schon" rat&sam erscheint und nur insoweit, als es ihre ander-
weitigen B indungcn jeweils zulassen. Wir haben aber bei den Reforma-
toren gelernt, dass auf das ''Allein'1 alles ankommt,' und dassdeshalb ein
Handeln, das nicht allein an Schrift und Bekenntnis gebunden ist, die
Alleinherrschaft Christi 'in seiner Kirche nicht .ernstnimmt und darum
überhaupt kein bekenntnisgebundenes Handeln ist. Es isVy freilich mög-
lich, dass wir manchmal eine geistlich begründete Weisung unsrerKirchen~

J



leitung bekommen, aber Mir können uns nie darauf verlassen, dass wir
eine solche bekommen werden, wenn wir sie erbitten; und zwar liegt das
nicht an der Fehlsamküit allec. menschlichen Handelns, die einer Kirchen*
leitung natürlich auch zugestanden werden muss, sondern daran, dass die
Kirchenleitung nicht aus jener alleinigen Bindung heraus handelt> und
wir stets gewärtig sein müssen, dass ihre Antwort durch andere Bindun-
gen bestimmt ist, oäsr dass sie .unverbindlich oder überhaupt nicht
antwortet und Pfarrer, und Gemeinden in ihren Nöten allein lässt.

. ' Ob 3ine geistliche Leitung ausgeübt wird, entscheidet sich
also nicht daran, vjiuvi**! einrechne Fälle nach geistlichen Gesichtspunk-
ten behandelt werden. .Äs ist.darum durchaus abwegigf wenn den weni-
gen Fällen, die .wir~ni',r -als Symptome-für das Fehlen einer geistlichen
Leitung-ange-führ t hatten,' «so und so. viele andere Fälle entgegenstellt
und'dagegen aufgerectiri.>-t wenden., Wir könnten tausend solcher Fälle
anführen und damit .für die'oucntitierende Betrachtungsweise doch nie
>den~ "Beweis" -für das Fehlen der geistlichen Leitung erbringen. Es
handelt sich hier um h ein Rechenexempel.

Mit dieser qutinti Hebenden B 3trachtungsweise hängt auch
der Vörwurf .zusammen, wir seien ̂ Idealisten, die nicht mit den Möglich-
'keiten der praktischen Ver^rkll^chung rechnen, also das, was man im
bürg er liehen.'Sinn • If'Schwarmur" nennt, (woraus dann unter der Hand der V
Vcrwur'f des Schwämörtums im th&plogi sehen Sinn wird).

.-.Das-unerfreuliche JSnde. djr Auseinandersetzung' ist dann un-
vermeidlich immer• dasselb-i'f.• das.s nämlich die Kirchenleitung unsere Ar-
gumente. if ungenügend'* findet, den.Vorwurf, sie übe keine geistliche Lei-
tung aus> moralisch 'versteht und sich gegen diese "Verleumdung" wehtt.
Aus diesem.Missverstä'^dnis heraus ist wohl die Entrüstung zu erklären,
mit wä'lcjier in •£&;;> genannten Erluss über unsere Beurteilung der geist-
lichen Leitung in. unsre'r Landeskirche gesprochen wurde» . '•'•

Zu b). - Die' uns 'besonders verübelte Berufung auf'< die' 13. Ver-
ordnung ging 'aus', von äem vr.bestreitbar an Faktum, dass mit dioser Ver-
ordnung der Staat der• Ausübrung 'kirchenregimentlicher Funktionen durch
die Landeskirchenrcgicrung^n den Rechtsboden im Sinn des vom Staat an-
erkannten und kirchliuh^n Macht s entxogen/nhat. Die Kirche kann darum
nicht .w.ehr rechtswirltsam -gegen staatliche Eingriffe in die Kirchen- .

• leitung, die aüfmGrunri 7H&ser Verordnung schon in verschiedenen Lan-
doskirchen erfolgt sind und jederzeit auch bei uns erfolgen können,
protestieren, Wir-'verweis er» unter anderem auf den Brief des zuständi-
gen Üeichsministerü-lCerrl an dvn Landesbischof D.. Mahrarens vom 12.4.,
in dem es ha.issti "dass diese Vor Ordnung staatliches Recht setzt und
deshalb] für. den. B ereich, ia den--sie-gilt, auch bindend ist, unab -
hängig von der Anerkennung kirch^npolitischer Gruppen, auch wenn ihre
•Mitglieder.den Regierungen einiger Landeskirchen angehören."

Ss ist ein WntfrvchledtOb 'man diesen staatlichen Eingriff
für rechtmassig.ha.lt und'sich womöglich noch darüber freu t, wie der
Erlass des .Oberkirchenrats uns unterstellt, oder ob man nüchtern die
Tatsache feststellt, dass uns keine Rechtsmittel gegen diesen gewalt-
samen Eingriff gur* Verfügung stellen* Die Annahme> dass unsere Erwäh-
nung .der 13. Verordnung im er st er en Sinn geschah, hätte für den Ober-
kirchenrat, abgesehen-ro'n_-dssr inneren U Möglichkeit, schon deshalb

.ausscheiden müssen, -weil wir mit Sohreibn vom 8. April ds.Js. unserer-
seits dem:ö.I.,Il.' XVM '/•'-~bvrf;r.„c*.t.3n,. rfa..«*«? er in seinem Schreiben an
den ff errn 'Kulininisfcr vom &-.* jitars sich gegen den Staat auf die 13.
Verordnung berief und sie''damit- im „Rechtsverkehr mit dem Staat dner-.
kannte. Es ist. nicht W8tc.na*.iQh, wie der O.'K.R. annehmen kann, wir
könnten am 8. April ihn auf die schweren Folgen einer solchen Anerken-?
nung hinweisen und sie a?/>. Ü7~ April selbst vollzieh en. Wenn unsere
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B erufung auf qZie 13. Verordnung selbstverständlich im zweiten Sinn
geschah, so musste diese Verordnung für uns ein wesentliches Argument
sein, für die Notwendigheit der Sammlung der bekennenden Kirche»

2. ) Die Folgen dieser Sammlung für das Verhältnis von Bruderrat
urid^ir chenleit ung.

Nach demt was wir oben über den Zustand der geistlichen Leitung
in unserer Landeskirche sagten, kann es nicht in Frage kommen, dass
diese Sammlung etwa um die Ordnungen und Organe der Landeskirche oder
•auch um die Personen der Kirchenleitung vollsogen werden könnte» Im
Jahre 1934 konnte der staatliche Singriff nicht durch den kirchlichen
Apparat abgewehrt werden, da dieser durch seine personelle Zusammen-
setzung, sowie durch seine juristischen Bindungen verhindert war,. be~
kenntnismässig zu handeln. Daran hat sich in der Zwischenzeit nichts
Wesentliches geändert. Bei Versuchen zu einer inneren Reaktivierung
der kirchlichen Verwaltung von Schrift und Bekenntnis her, welche die-
se zu einer Kirchenordnung umgestaltet hätte, die auch arbeitsfähig
wäre abgesehen von der staatlichen Anerkennung, sind auch in d?n leis-
ten Jahren keine nennenswerte Fortschritte erzielt worden. Der im Jahre
1934 beschrittane Wec einer Sammlung um die Person des Herrn Landes-
bischof mit Hilfe freier Kräfte aus Pfarre rso haft und Gemeinde, könnte
vielleicht im Ernstfall zunächst nocheinmal Erfolg haben. Aber eine
solche demonstrative Abwehr irgend welche Eingriffe von aus s en her fühffj;
wie, auch die Erfahrungen nach 1934 zeigen zu keinem vom Bekenntnis her
geordrieten £ Neubau der Kirche. Deshalb haben wir den Lande s bruderrat
als die berufene Vertretung der -bekennenden Kirche gebeten, die Samm-
lung in Angriff ^u nehmen, und xwar auf der Grundlage von Barmen und .
darum in Gemeinschaft des Bekenntnisses, 'der Ordnung und der* Amter mit
der Behkennenden Kirche Deutschlands.

Am schwierig sten, auch in den Augen des Landesbruderratsf er -
scheint bei dieser Sammlung die Frage nach dem Verhältnis der neu S-JL

welche Barmen für die württ» Landes-
zu der bestehenden Kirchenleitung

"Revolution", welche den Oberkirchenrat
durch den Bruderro,t jrsetzen sollte, hat niemand von uns gedacht. An-
dere-meits wa^en wir uns klar darüber, dass eine Sammlung, welche den
Obcrkirvhonrat nicht in den Anspruch von Barmen mit einbesieht, die
uns mit Hermen gestellte Aufgabe nicht ernst nimmt und deshalb keine
B Hf'2 für die N ot unserer Kirche ist. Diese Einbeziehung des O.K.R.
braucht nicht notwendig xu einem Konflikt?fuhren. Unser Schreiben
nennt ausdrücklich dia Möglichkeit, dass der Oberkirchenrat sich den
geistlichen Entscheidungen des Bruderrats anschliesst und sich für
deren Ausführung zur Verfügung stellt. Da der O.K.R. ja auch auf das
B ^ ehenntnis verpflichtet ist,, können hier sachliche Schwierigkeiten
n^cht geltend gemacht werden. Es war von uns auch nicht so gedacht,
dass der Bruderrat selbst irgend welche Position im O.K.fc besetzt'.
Er sollte nur sofort für die fehlende geistliche Leitung eintreten in
all den Fällen, in denen er dazu gefordert ist. Schliesst sich der
O.K.k. ihm darin an, so wird daraus Schritt für Schritt eine kirchl.
Neuordnung und eine Überführung der kirchl. Verwaltung in die Bek.
Kirche erfolgen, ohne dass irgend welche noch bestehenden Ordnungen
verstört würden. Sollte freilich der O.K.E, sich der Mitarbeit versagen,
so dürfte die Sammlung daran nicht scheitern.

Diese Erklärung xu unserem Schreiben an den Landes bruderrat ge-
ben wir ab in dem B^wusstscin, damit genau das gesagt zu haben, was
wir schon mit unserem Schreiben sagen wollten. Wir geben xu, dass un-
ser Brief, der die Ergebnisse einer Besprechung mit Mitgliedern des
Lande s bruderrat s zusammenfasst und dessen Ausdrucksweise durch di^se



B esprechung bestimmt war, für den in die Einzelheiten nicht eirigeweih- l|
t^n O.K.h, zu Missverständniss^n Anlass geben konnte, die vielleicht
hätten vermieden werden können, wenn der O.K.L. uns vor Herausgabe des
Erlasses gehört hätte. tf

; . Wir bitten unsere Freunde, bei den Aussprachen über die Mnge-
:. legenheit in den Kreisen der Amtsbrüder von diesem authentischem
'' • Kommentar unserj's ^chreibens Gebrauch zu machen.

. - Im Auftrag der Soxietät

• . . gez. Hermann Diem.


